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zierung ihrer Hochschulen verglichen werden sollen. Die
laufenden Grundmittel setzen sich wie folgt zusammen:
laufende Ausgaben der Hochschulen (ohne private
Hochschulen, jedoch inklusive der Hochschulen in kirch-
licher Trägerschaft, die weitgehend öffentlich refinan-
ziert werden) minus Verwaltungseinnahmen und Dritt-
mittel, ohne Investitionsausgaben.3
Entgegen landläufiger Wahrnehmungen hat sich die fi-
nanzielle Nominalausstattung der Hochschulen, gemes-
sen an den laufenden Grundmitteln, von 2004 bis 2013
in 15 Bundesländern verbessert, davon in sechs Ländern
erheblich (in Berlin war ein Minus zu verzeichnen). 
Da Spannbreiten sind dabei sehr hoch: Nahmen von
2004 bis 2013 die an den Hochschulen verausgabten
Grundmittel in Sachsen nominal um 5,6% zu, so waren

1. Zehnjahresentwicklung der nominalen
Hochschulfinanzierung 

Insgesamt werden im deutschen Hochschulsystem jähr-
lich 50,5 Mrd. Euro bewegt (Daten für 2013).2 Darin
stecken allerdings auch nichtöffentliche Finanzierungen:
15,8 Mrd. Euro aus wirtschaftlicher Tätigkeit der Univer-
sitätsklinika, 1,1 Mrd. Euro aus Beiträgen der Studieren-
den, desweiteren Drittmittel privater Geldgeber. Ohne
die Krankenkassenvergütungen der Universitätsklinika
und die studentischen Beiträge umfasst die Gesamtfi-
nanzierung des Hochschulsystems 33,6 Mrd. Euro.
Davon beträgt der Anteil an Drittmitteln von privaten
Stiftungen und gewerblicher Wirtschaft 5,5% (ca. 1,8
Mrd. Euro). 
94,5% der Mittel sind öffentlich finanziert: Ausschließ-
lich aus öffentlichen Kassen, also ohne private Drittmit-
tel, stammen 32,2 Mrd. Euro. Davon wiederum sind
18,3 Mrd. Euro die sog. laufenden Grundmittel, d.h. Zu-
schüsse der Länder an ihre Hochschulen ohne Investiti-
onsausgaben (und durchlaufende Bundesmittel enthal-
tend). Sie machen zwar lediglich 56% der Hochschulsy-
stemfinanzierung aus, sind aber am ehesten aussagekräf-
tigsten, wenn die Anstrengungen der Länder zur Finan-

Benjamin Baumgarth, Justus Henke & Peer Pasternack

Die Entwicklung der deutschen 
Hochschulfinanzierung 

Ein Ländervergleich unter Berücksichtigung 
von Referenzgrößen1

Benjamin 
Baumgarth Justus Henke 

Peer Pasternack

The German higher education system (HES) stems around 50 billion Euros each year (as of 2013). Due to the fe-
deral structure, the states (Bundesländer) are in charge for the financial endowments of their universities. Hence,
political constellations and economic strength vary considerably across states. But does this have a structural 
effect on the financing of the HES? Our data suggests a substantial cross-state growth with one exception bet-
ween 2004 and 2013. However, when taking into account cost increases, only four states display notable finan -
cial growth. Moreover, student number growth has exceeded financial growth in most of the states, i.e. per stu-
dent funding has actually decreased in all but four states. Furthermore, almost half of the increases are covered by
additional federal contributions (Hochschulpakt) to states which are passed on to the HES.

HSWHochschu l fo r s chung

1 Der Beitrag beruht auf einer Studie im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung,
vgl. Baumgarth/Henke/Pasternack (2016).

2 Quellen für die Zahlen dieses Abschnitts: StatBA (2015) Finanzen der
Hochschulen; DAAD (2015); AvH (2014); DSW (2015); BMBF (2014)
sowie eigene Berechnungen auf Grundlage dieser Quellen.

3 Die von uns verwendeten Daten unterscheiden sich von denen der veröf-
fentlichten amtlichen Bundesstatistik, da die dortigen Angaben auch öf-
fentliche Zuschüsse an private Hochschulen beinhalten. Letztere wurden
herausgerechnet.
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dies in Hamburg 84,7% (wobei dort
das Ausgangsniveau vergleichsweise
niedrig war). Deutliche Zuwächse
weisen im gleichen Zeitraum auch
einige mittelgroße und kleine Län-
der auf: Brandenburg, Hessen und
Rheinland-Pfalz. In der Summe aller
Länder wuchsen die laufenden
Grundmittel um 29%.
Zu berücksichtigen ist dabei, dass die
in den meisten Ländern positiven
Entwicklungen der laufenden Grund-
mittel 2004-2013 zu beträchtlichen
Anteilen durch Bundeszuschüsse für
den Hochschulpakt gedeckt wurden.
Denn die Bundesanteile des Hoch-
schulpakts werden den Ländern als
Durchlaufmittel an die Landeshaus-
halte überwiesen und fließen darü-
ber an die Hochschulen. Folglich
sind sie Teil der in der Bundesstatistik
ausgewiesenen laufenden Grundmit-
tel. Im Durchschnitt der Länder
gehen die Mittelaufwüchse 2004-
2013 zur Hälfte auf die Bundesmittel
für den Hochschulpakt zurück. Doch auch hier unter-
scheiden sich die Länder deutlich voneinander. 
Setzt man die Bundesmittel aus dem Hochschulpakt zu
den Aufwüchsen der laufenden Grundmittel 2004-2013
ins Verhältnis, so zeigt sich: Insbesondere Hamburg,
Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz haben lau-
fende Grundmittel in beträchtlichen Umfang zusätzlich
eingebracht. Der Anteil der Bundeszuschüsse des Hoch-
schulpakts liegt dort bei etwa 25%. Demgegenüber läge
in Berlin und Sachsen die Entwicklung der laufenden
Grundmittel im Zehnjahresvergleich ohne den Hoch-
schulpakt deutlich im negativen Bereich, wobei Berlin
auch mit diesen Mitteln einen negativen Saldo hat. 

2. Nominale und reale 
Zuschussentwicklungen

Um die nominalen Aufwüchse der öffentlichen Finanz-
mittel angemessen einordnen zu können, müssen sie ins
Verhältnis zu den gleichzeitigen Kostensteigerungen ge-
setzt werden. Diese lassen sich über die Inflation qua Ver-
braucherpreisindex und die Tarifsteigerungen (denen die
Beamtenbesoldungen tendenziell folgen) erfassen. Wo
eine positive Differenz von Aufwüchsen der laufenden
Grundmittel und Kostensteigerungen besteht, gab es
einen nicht nur nominalen, sondern auch realen Zuwachs
der Finanzmittel, über die die Hochschulen verfügen. 
Wenn man die o.g. nominalen Aufwüchse der laufen-
den Grundmittel ins Verhältnis zu den gleichzeitigen
Kostensteigerungen setzt, verändert sich das länderver-
gleichende Bild kaum. Im Durchschnitt der Länder be-
trugen die Kostensteigerung durch Inflation, Tarif- und
Besoldungsanhebungen 15%. In 14 Ländern ergaben
sich Realzuwächse, d.h. Zuwächse, die über inflations-
und personalkostenbedingte Ausgabensteigerungen
hinausreichten. 

Auch diese streuten allerdings beträchtlich: Während in
Hamburg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Bayern die Real-
zuwächse bei 60, 31, 31 bzw. 30% lagen, sind Realverlu-
ste in Berlin und Sachsen um –20 bzw. –9% zu konsta-
tieren. Bei weiteren acht Ländern lagen die Realzuwäch-
se zwischen drei und zehn%. In Berlin, dessen Hoch-
schulfinanzierung auch nominal zurückging, und in
Sachsen konnten also die Kosten- und Tarifsteigerungen
nicht ausgeglichen werden. In Berlin sank der Landeszu-
schuss real, d.h. gemessen an der Geldwertentwicklung
von 2004 bis 2013, um 215 Mio Euro und in Sachsen
um 62 Mio Euro. (Abb. 1)

3. Hochschulfinanzierung in Relation zu 
sozioökonomischen Kennziffern

Die deutschen Bundesländer unterscheiden sich deutlich
hinsichtlich ihrer Größe (Fläche und Einwohnerzahl),
Wirtschaftskraft, Lagegunst, interner regionaler (Un-)Ein-
heitlichkeit und historischer Entwicklung der Hochschul-
systeme. Daher sind Betrachtungen absoluter Zahlen der
Hochschulfinanzierung wenig aussagekräftig. Vielmehr
werden die Daten zur Ausstattung der Landeshochschul-
systeme durch ihr jeweiliges Land erst dann informativ,
wenn sie ins Verhältnis zu länderspezifischen Referenz-
größen werden. Dies geschieht im folgenden anhand der
Hochschulfinanzierung pro Kopf der Bevölkerung, der
Hochschulfinanzierung im Verhältnis zur Wirtschaftsstär-
ke und der Hochschulausgaben pro Student/in.

3.1 Hochschulfinanzierung pro Kopf der Bevölkerung
Mit der Hochschulfinanzierung pro Kopf der Bevölke-
rung lässt sich die unterschiedliche Größe der Länder
berücksichtigen. Von 2004 bis 2013 konnten 15 Länder
ihre laufenden Hochschulgrundmittel je Einwohner er-
höhen, davon 13 Länder erheblich, und in einem Land
reduzierten sie sich. Im einzelnen zeigt sich: 

Abbildung 1: Nominale und reale Aufwendungen der Länder für laufende
Grundmittel der Hochschulen 2004 und 2013*

* Die nominalen Aufwendungen sind die verausgabten absoluten Euro-Beträge. Für die Angaben zu den
realen Aufwendungen sind von den nominalen Aufwendungen die Kostenaufwüchse 2004-2013 durch
Inflation und Personalkostenentwicklung abgezogen. Die Realentwicklung der Hochschulfinanzen drückt
also aus, welchen Geldwert die Zuschüsse des Jahres 2013 im Verhältnis zu denen des Jahres 2004 hatten.

Quellen: Daten zu Grundmitteln, Sonderauswertung des StatBA vom 5./9.10.2015; StatBA (2003-2014);
eigene Berechnungen
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• Jeweils sechs Länder weichen vom Bundesdurch-
schnitt deutlich nach oben bzw. unten ab. 

• Die Pro-Kopf-Hochschulfinanzierung ist in den drei
Stadtstaaten mit Abstand am höchsten. 

• In Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein-West-
falen fällt sie ebenfalls stark überdurchschnittlich aus. 

• Deutlich unterdurchschnittlich ist sie hingegen in Bay-
ern, Mecklenburg-Vorpommern sowie Thüringen. 

• Extrem unterdurchschnittliche Werte bei der Hoch-
schulfinanzierung pro Kopf der Bevölkerung erreichen
Brandenburg und Schleswig-Holstein mit lediglich 58
bzw. 60% des gesamtdeutschen Mittels. 

• Auffällig ist insbesondere Bayern, da es aufgrund sei-
ner wirtschaftlichen Leistungskraft (nach Nordrhein-
Westfalen zweiter Platz bundesweit beim BIP) einen
besonders hohen Bedarf an Hochqualifizierten hat.
Dieser muss zu großen Teilen von außerhalb gedeckt
werden, so dass Bayern seinen Akademikerbedarf in
relevantem Umfang durch finanzielle Ausbildungsan-
strengungen anderer Bundesländer befriedigt. 

3.2 Hochschulfinanzierung im Verhältnis zur Wirtschafts-
stärke
Mit dem Anteil der laufenden Grundmittel am BIP lässt
sich die Hochschulfinanzierung ins Verhältnis zur wirt-
schaftlichen Leistungskraft der einzelnen Bundesländer
setzen. Im Länderdurchschnitt hat sich dieser Anteil im
betrachteten Jahrzehnt nicht verändert. Allerdings stei-
gerten von 2004 bis 2013 sechs Länder den Anteil lau-
fenden Hochschulgrundmittel am BIP; in zwei Ländern
fiel dieser Anteil, und in acht Ländern blieb er stabil.
2013 lagen fünf Bundesländer deutlich über dem
Durchschnitt aller Länder und drei deutlich darunter:
• Berlin und Bremen als Stadtstaaten sowie die ostdeut-

schen Länder Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt und Thüringen weisen deutlich überdurch-
schnittliche Anteile der Hochschulaufwendungen am
BIP auf. 

• Die hohen Werte der vier ostdeutschen Länder zeigen
zum einen, dass die Bezugsgröße – das BIP – im Län-
dervergleich niedrig ist, zum anderen, dass dort trotz
eingeschränkter ökonomischer Leistungskraft politi-
sche Schwerpunkte in der finanziellen Ausstattung
ihrer Hochschulen gesetzt werden. 

• Deutlich unterdurchschnittliche Anteile der Hoch-
schulaufwendungen am BIP sind für Bayern, Branden-
burg und Schleswig-Holstein zu konstatieren.

Intuitiv würde man erwarten, dass wirtschaftlich über-
durchschnittlich starke Länder auch bei den Hochschul-
ausgaben im Ländervergleich überdurchschnittlich ab-
schneiden, durchschnittlich wirtschaftsstarke Länder
durchschnittliche Hochschulausgaben realisieren und im
Blick auf ihre Wirtschaftskraft unterdurchschnittliche
Länder auch ihre Hochschulen nur unterdurchschnittlich
ausstatten können. Diese Intuition bestätigt sich in den
meisten Fällen nicht. Werden die Hochschulausgaben
ins Verhältnis zur jeweiligen wirtschaftlichen Leistungs-
kraft (gemessen am BIP) und zur jeweiligen Landesgröße
(gemessen an der Einwohnerzahl) gesetzt, so lassen sich
die Länder grob in fünf Gruppen gliedern:

• Die Stadtstaaten sind wirtschaftsstark (Hamburg) bzw.
wirtschaftlich eher schwach (Berlin, Bremen), aber alle
drei sind pro-kopf-bezogen deutlich überdurchschnitt-
lich bei ihren Hochschulausgaben. Auf den Anteil am
BIP bezogen, sind ihre Hochschulausgaben im Länder-
vergleich überdurchschnittlich (Berlin, Bremen) bzw.
leicht unterdurchschnittlich (Hamburg).

• Die süddeutschen Länder Bayern und Baden-Württem-
berg sind überdurchschnittlich wirtschaftsstark, reali-
sieren aber leicht unterdurchschnittliche (Baden-Würt-
temberg) bzw. deutlich unterdurchschnittliche (Bayern)
Hochschulausgaben, gemessen an der Zahl der Ein-
wohner und dem Hochschulausgabenanteil am BIP.

• Unter den west- und nordwestdeutschen Flächenlän-
dern gibt es drei Länder mit mittlerer bzw. gedämpfter
ökonomischer Potenz bei leicht unterdurchschnittli-
chen (Rheinland-Pfalz, Saarland) bzw. deutlich unter-
durchschnittlichen kontextualisierten Hochschulaus-
gaben (Schleswig-Holstein).

• Dagegen realisieren drei andere westdeutsche Flä -
chen länder bei überdurchschnittlichen ökonomischen
Leistungsfähigkeiten durchschnittliche (Niedersach-
sen) bzw. leicht überdurchschnittliche (Hessen, Nord-
rhein-Westfalen) kontextualisierte Hochschulausga-
ben.

• Die ostdeutschen Flächenländer sind durch deutlich
unterdurchschnittliche ökonomische Leistungsfähig-
keiten gekennzeichnet, realisieren aber dennoch z.T.
überdurchschnittliche kontextualisierte Hochschulaus-
gaben (Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt,
Thüringen). Hingegen sind Sachsens Hochschulausga-
ben in dieser Betrachtung leicht unterdurchschnittlich
und Brandenburgs deutlich unterdurchschnittlich  (Ab-
bildung 2).4

Im Ergebnis heißt das: Vier Länder münzen ihre wirt-
schaftliche Leistungsstärke, die über dem Bundesdurch-
schnitt liegt, nicht in eine entsprechend überdurch-
schnittliche Hochschulfinanzierung um (Baden-Würt-
temberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen). In fünf
Bundesländern entspricht deren wirtschaftliche Leis -
tungsstärke ihrer relativen Position bei der Hochschulfi-
nanzierung (Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein). Sieben Länder set-
zen bei der Hochschulfinanzierung insofern einen Aus-
gabenschwerpunkt, als sie bei den kontextualisierten
Hochschulausgaben in einer höheren Ranggruppe ange-
siedelt sind, als dies ihre wirtschaftliche Leistungskraft
erwarten lassen würde (Berlin, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Thüringen).

3.3 Hochschulausgaben pro Student/in
Die Hochschulausgaben pro Student/in informieren
darüber, ob und inwieweit die Finanzierungsentwick-
lungen mit der Steigerung der Studierendenzahlen

4 Letzteres liegt – obwohl häufig behauptet – nicht am Fehlen einer Hoch-
schulmedizin: Auch wenn die Hochschulausgaben der Länder ohne Hoch-
schulmedizin betrachtet werden, bleibt Brandenburg deutlich unterdurch-
schnittlich.
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Schritt gehalten haben. 2004-2013 ist die Zahl der Stu-
dierenden stark angewachsen – bundesweit um 28%.
Die nominalen laufenden Grundmittel pro Student/in
sind damit im Durchschnitt der Länder 2004-2013
leicht, um ein  Prozent, gestiegen: von 7.268 Euro auf
7.323 Euro. Legt man jedoch statt dem nominalen Wert
der laufenden Grundmittel deren realen Wert (in Prei-
sen von 2004) zugrunde, so verändert sich das Bild
deutlich. In dieser Realwert-Berechnung sind die Aus-
gaben je Studierendem im Länderdurchschnitt seit
2004 um 12% oder etwa 900 Euro gesunken. Lediglich
vier von 16 Bundesländern haben in dieser Betrachtung
ihre Ausgaben steigern können.
Legt man den realen Wert der laufenden Grundmittel
(in Preisen von 2004) zugrunde, so ergibt sich, dass nur
vier Bundesländer die Ausgaben je Studierenden real
steigern konnten: Hamburg sehr deutlich, daneben
Rheinland-Pfalz, Bremen und Brandenburg. In zwölf
Bundesländern sanken die realen Hochschulausgaben
pro Student/in. Dies bestätigt vergleichbare Ergebnisse
von Timmermann (2010: 10), der für den Zeitraum
1991 bis 2010 ebenfalls Realabsenkungen bei den
Hochschulausgaben pro Student/in feststellte. Dabei
sind in fünf Ländern die Realausgaben pro Student/in
stärker als der Bundestrend zurückgegangen: in Nord-
rhein-Westfalen, Berlin, Saarland, Baden-Württemberg
und Schleswig-Holstein. 
Hier ist auch nochmals auf die Relevanz des Hochschul-
pakts für die Hochschulfinanzierungen in den Ländern
zu verweisen. Setzt man die Entwicklung der Studieren-
den ins Verhältnis zu den Hochschulpaktüberweisungen
des Bundes, wird deutlich, wie stark letztere zur Stabili-
sierung der Hochschulfinanzierung beigetragen haben:

• Die Veränderung der laufenden
Grundmittel pro Student/in zwi-
schen den Bezugsjahren 2004
und 2013 (nominell) wäre ohne
die Bundesbeteiligung in zehn
Ländern negativ und nur in
sechs positiv ausgefallen. 

• Mit dem Hochschulpakt ent-
wickelte sich diese Größe in elf
der 16 Bundesländer positiv.
Unterm Strich hat der Hoch-
schulpakt damit in der Mehrzahl
der Bundesländer seine Kernauf-
gabe, zur Bewältigung steigen-
der Studierendenzahlen beizu-
tragen, erfüllt. 

• In Baden-Württemberg, Berlin,
NRW, Saarland und Schleswig-
Holstein trug der Pakt zumindest
zur Abmilderung sonst gravie-
renderer Verschlechterungen
der Hochschulausstattung bei.
Letztlich konnte in diesen fünf
Ländern aber auch der Hoch-
schulpakt die Negativentwick-
lung nicht ausgleichen.

4. Fazit
Insgesamt lassen sich für die Entwicklung der laufenden
Grundmittel im untersuchten Jahrzehnt 2004-2013 drei
zentrale Befunde festhalten:
(1) Zwischen 2004 und 2013 ist die Grundfinanzierung

der Hochschulen – laufende Grundmittel – nominell
in 15 und um Kostensteigerungen bereinigt in 14
Bundesländern gestiegen. Die Wachstumsraten
schwanken dabei sehr stark: Spitzenreiter sind (in
nomineller Betrachtung) Hamburg (+85%), Rhein-
land-Pfalz (+51%),  Baden-Württemberg (+51%)
und  Hessen (+50%).  Am unteren Ende liegen Berlin
(– 9%), Sachsen (+6%), Thüringen (+18%) und Bre-
men (+19%). In der Summe der Länder betrug der
nominelle Anstieg 29%.

(2) Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der Studierenden
stark angewachsen (bundesweit um 28%), sodass die
laufenden Grundmittel pro Student/in zwischen 2004
und 2013 nur geringfügig (+1%) stiegen. Dies ist al-
lerdings nur eine Durchschnittsbetrachtung. Werden
die Länder im einzelnen betrachtet, so überstieg das
Wachstum der Studierenden in fünf Ländern das der
Grundmittel: In Baden-Württemberg, Berlin, NRW,
Saarland und Schleswig-Holstein wurde weniger Geld
pro Student/in ausgegeben als zehn Jahre zuvor.
Berücksichtigt man zudem die Kostensteigerungen in
diesem Zeitraum, dann sanken die realen Hochschul-
ausgaben (laufende Grundmittel pro Student/in in
Preisen von 2004) in zwölf Bundesländern. Lediglich
in Brandenburg, Bremen, Hamburg und Rheinland-
Pfalz wurde auch kostenbereinigt 2013 mehr ausge-
geben als 2004. In der Realwert-Berechnung sind die

Abbildung 2: Wirtschaftsstärke der Länder und ihre Hochschulausgaben in Rela-
tion zu Bevölkerungsanzahl und BIP-Anteil*

* Hochschulausgaben gemessen an den laufenden Grundmitteln
** Anteil der Hochschulausgaben am BIP und Hochschulausgaben pro Kopf der Bevölkerung

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder (2015), Daten zu Grundmitteln, Sonderauswertung des StatBA vom
5./9.10.2015; eigene Berechnungen
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Ausgaben je Studierendem im Länderdurchschnitt
seit 2004 um etwa 900 Euro (–12%) gesunken.

(3) Die Bundesbeteiligung im Rahmen des Hochschul-
pakts macht bedeutsame Anteile der seit 2004 hinzu-
gekommenen laufenden Grundmittel aus: So wurden
in Bremen und Thüringen 85 bzw. 89% der Mittelauf-
wüchse gegenüber 2004 durch Bundeszuweisungen
im Rahmen des Hochschulpakts gedeckt. Im Durch-
schnitt aller Länder sind es 46% der hinzugekomme-
nen Mittel. Hierin bildet sich entweder ab, dass die
Länder zu wenig eigene Anstrengungen unternom-
men haben, für eine angemessene Ausstattung ihrer
Hochschulen zu sorgen,
oder aber dass die Länder
generell damit überfordert
sind, folglich dann eine ge-
samtstaatliche Mitfinanzie-
rung der Hochschulen un-
ausweichlich ist.

Die Hochschulen sind also im
Grundsatz nach wie vor unter-
finanziert, waren aber 2013 in
den meisten Bundesländern
deutlich besser ausgestattet als
zehn Jahre zuvor. Die verbrei-
tete Aussage, an den Hoch-
schulen werde überall gespart,
lässt sich einerseits so nicht
aufrechterhalten. Andererseits
hat die Realentwicklung der
Hochschulfinanzierung nicht
mit dem starken Anwachsen
der Studierendenzahlen Schritt
gehalten. Länderdifferenzie-
rend betrachtet sind die
Hauptprobleme die sehr breite

Streuung der Ausgabenhöhen
zwischen den Ländern und die
unterschiedlichen Dynamiken
bei der Verbesserung der Hoch-
schulfinanzierung. Darin bilden
sich regionale Ungleichheiten ab,
aus denen sich nicht zuletzt auch
unterschiedliche Chancenvertei-
lungen für die studienrelevanten
Altersjahrgänge ergeben. 
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Abbildung 3: Realentwicklung der laufenden Grundmittel pro Student/in und
Studierendenaufwuchs 2004–2013*

* Die Werte geben die Veränderung des Ausgangswerts (2004) an. 

Quellen: StatBA (2014b); Daten zu Grundmitteln, Sonderauswertung des StatBA vom 5./9.10.2015; StatBA
(2003-2014); eigene Berechnungen

Abbildung 4: Bedeutung des Bundesanteils am Hochschulpakt für die lfd. Grund-
mittel pro Student/in 

Quellen: StatBA (2015): Fachserie 11 Reihe 4.5; StatBA (2014b); BMBF (2014); eigene Berechnungen
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